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Prüfungsordnung für den internationalen Bachelor-
studiengang „Comparative and European Law" der

Hanse Law School an der Carl von Ossietzky
Universität Oldenburg und der Universität Bremen

Vom 17. Mai 20061

Der Rektor der Universität Bremen hat am 11. Okto-
ber 2006 nach § 110 Abs. 2 des Bremischen Hoch-
schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 11. Juli 2003 (Brem.GBl. S. 295), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 23. März 2004 (Brem.GBl. S. 182),
die fachspezifische Prüfungsordnung für den Bache-
lorstudiengang „Comparative and European Law" der
Hanse Law School in der nachstehenden Fassung ge-
nehmigt.

Erster Teil:
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 

Studienziele

(1) Ziel des Studienganges ist der rechtsverglei-
chend-integriert vermittelte Erwerb grundlegender
Kenntnisse des deutschen und des niederländischen
Rechts sowie der für die wirtschaftsrechtliche Praxis
besonders relevanten Bereiche des Common Law. Die
Bezüge zum Europäischen Gemeinschaftsrecht und
Kenntnisse der gesellschaftlichen und der politischen
Grundlagen der europäischen Integration werden ein-
bezogen. 

(2) Die Studierenden sollen zu praxisbezogenem
Handeln sowie dazu befähigt werden, im Zusammen-
wirken mit anderen in den genannten Rechtsgebieten
wissenschaftliche Erkenntnisse zu gewinnen und de-
ren Bedeutung für die Gesellschaft und die berufliche
Praxis zu erkennen. Durch geeignete Stoffauswahl
und Erarbeitung der wissenschaftlichen Methoden
werden die Kompetenzen vermittelt, die für ein kriti-
sches Verständnis rechtlicher Zusammenhänge und
Inhalte in der transnationalen Berufspraxis mit juristi-
scher Kompetenz erforderlich sind.

§ 2

Hochschulgrad 

Nach bestandener Bachelorprüfung wird der Hoch-
schulgrad 

„Bachelor of Laws (LL.B.)"

verliehen. Der Titel wird gemeinsam von der Carl von
Ossietzky Universität Oldenburg und der Universität
Bremen verliehen. 

§ 3

Zweck, Inhalt und Umfang der Prüfung

Die Bachelorprüfung bildet den ersten berufsquali-
fizierenden Abschluss des Studiums. Sie dient dem
Nachweis fachlicher Kenntnisse in den Kerngebieten
des Rechts unter vergleichender Berücksichtigung des
deutschen und niederländischen Rechts sowie dem
Nachweis fachlicher Kenntnisse in den für die wirt-
schaftsrechtliche Praxis besonders relevanten Gebie-
ten des Common Law sowie dem Recht der Europäi-
schen Union. Durch die Bachelorprüfung soll festge-
stellt werden, ob die Kandidatin oder der Kandidat die
für den Übergang in die Berufspraxis notwendigen
gründlichen Fachkenntnisse erworben hat, die fach-
lichen Zusammenhänge überblickt und die Fähigkeit
besitzt, wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden. 

Zweiter Teil:
Studium und studienbegleitende Prüfungsleistungen

§ 4

Dauer und Gliederung des Studiums 

(1) Die Regelstudienzeit beträgt einschließlich der
Prüfungen, der beiden Auslandssemester, der prakti-
schen Studienzeit und des Abschlussmoduls acht Se-
mester. Für den erfolgreichen Abschluss des Studiums
sind insgesamt 240 Leistungspunkte (LP) nach dem
European Credit Transfer System zu erbringen. Das
Studium ist so aufgebaut, dass in jedem Semester im
Vollzeitstudium 30 LP erworben werden können.

(2) Das Studium gliedert sich in juristische und
nichtjuristische Module, denen einzelne Lehrveran-
staltungen zugeordnet werden. Während des Studi-

1 Soweit diese Ordnung auf natürliche Personen Bezug nimmt, gilt sie
für weibliche und männliche Personen in gleicher Weise. Dienst- und
Funktionsbezeichnungen bei Frauen werden in der weiblichen
Sprachform geführt.
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ums müssen sämtliche Pflichtmodule belegt werden.
Außerdem müssen Module aus dem Wahlpflichtbe-
reich „Auslandsstudium" im Umfang von 60 LP belegt
werden. Hierbei sind Module aus mindestens drei der
vier Teilbereiche zu wählen. Zusätzlich müssen zwei
Wahlpflichtmodule aus dem Bereich Wirtschaftswis-
senschaften belegt werden. Jedes Modul wird mit ei-
ner studienbegleitenden Modulprüfung abgeschlos-
sen, die zum Teil aus mehreren Teilprüfungen besteht.
Die jeweils zu den Modulen gehörenden Lehrveran-
staltungen, die Aufteilung der Modulprüfungen in
mehrere Teilprüfungen, die zu erwerbenden Leis-
tungspunkte, die Modulteilbereiche sowie die Prü-
fungsinhalte ergeben sich aus Anlage 1. 

(3) Die Module des Bachelorstudiums müssen in je-
dem Modulbereich in der durch die römischen Ziffern
vorgegebenen Reihenfolge abgeschlossen werden.
Das Modul „Substantive and Procedural EU Law"
setzt den Abschluss des Moduls „Foundations of EU
Law" voraus. Das Modul „Arbeitsrecht" setzt den Ab-
schluss der Module „Zivilrecht I" und „Zivilrecht II"
voraus. Das Modul „Wirtschaftsrecht" setzt den Ab-
schluss des Moduls „Zivilrecht I" voraus.

(4) Das Studium an einer ausländischen Hochschule
soll im 4. und 5. Semester stattfinden. Für die zu er-
bringenden Studien- und Prüfungsleistungen gelten
auf der Grundlage, der mit den Partnerhochschulen
getroffenen Kooperationsvereinbarungen, die jeweili-
gen Vorschriften der ausländischen Partnerhochschule.
Über die Umrechnung der an einer ausländischen
Hochschule erbrachten Prüfungsleistungen entschei-
det der Prüfungsausschuss.

(5) Nach dem 4. Semester findet eine Zwischenprü-
fung gemäß § 8 statt.

(6) Während des Studiums ist ein vierzehnwöchiges
Pflichtpraktikum zu absolvieren. Das Pflichtpraktikum
soll im siebten Semester durchgeführt werden. Nähe-
res regelt die Praktikumsordnung.

(7) Während des Studiums haben die Studierenden
im Rahmen des Moduls „Substantive and Procedural
EU-Law" an einem Moot Court teil zu nehmen.

§ 5

Prüfungsleistungen 

(1) Modulprüfungen und Teilprüfungen können in
folgenden Prüfungsformen durchgeführt werden: 

– Hausarbeit (Absatz 4),

– schriftlich ausgearbeitetes Referat mit Disputation
(Absatz 5),

– Klausur (Absatz 6),

– mündliche Prüfung (Absatz 7), 

– Kolloquium (Absatz 8),

– Moot Court (Absatz 9) oder 

– Praktikumsbericht (Absatz 10). 

Klausur, Referat und Hausarbeit können als Fall-
lösung, Themenarbeit, Fragenklausur oder als rechts-
gestaltende Aufgabe (z. B. Entwurf von Normtexten
oder rechtlichen Vereinbarungen) ausgestaltet sein. 

(2) Anmeldungen zu den Modulprüfungen und zu
den Teilprüfungen erfolgen spätestens vier Wochen
vor der jeweiligen Prüfung. Danach sind Rücktritte
nur auf begründeten Antrag und mit Genehmigung
des Prüfungsausschusses möglich. 

(3) Prüfungsleistungen können in geeigneten Fäl-
len auch in Form von Gruppenarbeiten erbracht wer-
den. Der als Prüfungsleistung zu bewertende Beitrag
jedes einzelnen Gruppenmitglieds muss die an die
Prüfung zu stellenden Anforderungen erfüllen sowie
als individuelle Prüfungsleistung auf Grund der Anga-
be von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderen objek-
tiven Kriterien klar erkennbar, deutlich abgrenzbar
und für sich bewertbar sein.

(4) Die Hausarbeit ist eine selbstständige schrift-
liche Bearbeitung einer fachspezifischen oder fächer-
übergreifenden Aufgabenstellung unter Einbezie-
hung und Auswertung einschlägiger Literatur. Die Be-
arbeitungszeit beträgt zwei Wochen. Der geschriebe-
ne Text soll zwischen 15.000 und 30.000 Zeichen mit
Leerzeichen umfassen. Den Studierenden ist Gelegen-
heit zu Vorschlägen für die Aufgabenstellung zu ge-
ben. Die Hausarbeit ist sowohl in gedruckter als auch
in elektronischerer Form einzureichen. Im Einzelfall
kann auf begründeten Antrag des Studierenden die
Bearbeitungszeit ausnahmsweise bis zur Gesamtdauer
von vier Wochen verlängert werden. 

(5) Ein Referat umfasst die eigenständige und ver-
tiefte schriftliche Auseinandersetzung mit einem wis-
senschaftlichen Problem aus dem Arbeitszusammen-
hang der Lehrveranstaltung unter Einbeziehung und
Auswertung einschlägiger Literatur, einen münd-
lichen Vortrag von 10 bis 20 Minuten Dauer und eine
Auseinandersetzung in einer anschließenden Diskus-
sion. Absatz 4, Sätze 2 - 6 gilt entsprechend. 

(6) In einer Klausur sollen die Studierenden nach-
weisen, dass sie in begrenzter Zeit, mit begrenzten
Hilfsmitteln und unter Aufsicht mit den geläufigen
Methoden des Fachs ein Problem erkennen und Wege
zu einer praxisnahen Lösung finden können. Die Bear-
beitungszeit beträgt 180 Minuten.

(7) Die mündliche Prüfung dient dem Nachweis der
Fähigkeit, rechtliche Probleme zu erfassen, praxisge-
rechte Lösungen zu entwickeln und diese verständlich
darzustellen und argumentativ zu vertreten. Die Prü-
fung findet als Einzelprüfung oder als Gruppenprü-
fung mit bis zu drei Studierenden statt. Die Dauer der
Prüfung beträgt je Studierender oder je Studierendem
30 Minuten. Mündliche Prüfungen werden in der Re-
gel von einer oder einem Prüfenden abgenommen.
Eine zweite Prüfende oder ein zweiter Prüfender bzw.
eine Beisitzende oder ein Beisitzender muss auf An-
trag bestellt werden. Die wesentlichen Gegenstände
der Prüfung, die Bewertung der Prüfungsleistung und
die tragenden Erwägungen der Bewertungsentschei-
dung sind in einem Protokoll festzuhalten. Das Proto-
koll ist von der oder dem Prüfenden zu unterschrei-
ben. Die Prüfung kann einen einleitenden Aktenvor-
trag umfassen, in dem die oder der Studierende einen
rechtlichen Fall referiert und einen Lösungsvorschlag
präsentiert. Die Vortragsakte wird je nach Schwierig-
keitsgrad bis zu drei Stunden vor der Prüfung über-
reicht, damit der Vortrag unter Aufsicht und mit Hilfe
festgelegter Hilfsmittel vorbereitet werden kann.

(8) An einem Kolloquium nehmen mehrere Studie-
rende teil und weisen in einem Gruppengespräch ihre
Fähigkeit nach, rechtliche Probleme zu diskutieren
und gemeinsam Lösungen zu entwickeln. Absatz 7
Sätze 3 - 9 findet entsprechende Anwendung.



(9) Mit der Teilnahme an einem Moot Court soll die
oder der Studierende nachweisen, dass sie oder er
fähig ist, ein simuliertes Gerichtsverfahren aus der
Perspektive verschiedener Berufsrollen vorzubereiten
und die entsprechende Position in einer mündlichen
Verhandlungssituation argumentativ zu vertreten. Der
Moot Court wird mit zwei mündlichen Beiträgen von
je mindestens 15 Minuten auf der Grundlage schrift-
licher Skizzen und in Auseinandersetzung mit Fragen
und Gegenfragen abgeschlossen. Er wird mit „bestan-
den" oder „nicht bestanden" bewertet und nicht be-
notet. 

(10) Der Praktikumsbericht erläutert die während
des Pflichtpraktikums erbrachten berufspraktischen
Tätigkeiten. Er wird mit „bestanden" oder mit „nicht
bestanden" bewertet und nicht benotet. Näheres zur
Durchführung des Pflichtpraktikums regelt die Prakti-
kumsordnung. 

§ 6

Durchführung der Prüfungen

(1) Von den studienbegleitenden Prüfungsleistun-
gen in den Modulbereichen Zivilrecht: Module I-IV
und Öffentliches Recht: Module I-III ist jeweils mindes-
tens eine Prüfungsleistung als Klausur, eine als Haus-
arbeit bzw. als Referat sowie eine als mündliche Prü-
fung zu erbringen. In dem Modul „Substantive and
Procedural EU-Law" ist neben den Prüfungsleistun-
gen des Moot Courts eine Hausarbeit oder ein Referat
zu erbringen. In dem Modul „Arbeitsrecht" sind eine
Klausur und ein Referat zu erbringen. 

Ferner sind von den insgesamt zu erbringenden stu-
dienbegleitenden Prüfungsleistungen jeweils mindes-
tens eine Klausur, eine Hausarbeit und eine münd-
liche Prüfung oder ein Kolloquium in englischer Spra-
che abzulegen. 

Die Hanse Law School stellt ein ausreichendes An-
gebot dieser Prüfungsformen sicher. 

(2) Die Aufgabe für die Prüfungsleistung wird von
den Prüfenden festgelegt. Können sich die Prüfenden
nicht einigen, legt der Prüfungsausschuss die Aufgabe
fest.

(3) Die Prüfungsleistungen müssen in dem Semes-
ter, in dem die entsprechende Lehrveranstaltung bzw.
das entsprechende Modul entsprechend dem Studien-
plan endet erstmalig erbracht und bewertet werden.

(4) Macht die oder der Studierende glaubhaft, dass
sie oder er wegen länger andauernder oder ständiger
Krankheit oder Behinderung oder wegen familiärer
Betreuungsaufgaben nicht in der Lage ist, Prüfungs-
leistungen ganz oder teilweise in der vorgeschriebe-
nen Bearbeitungszeit und/oder Form abzulegen, er-
möglicht der Prüfungsausschuss ihr oder ihm die Er-
bringung der Prüfungsleistungen innerhalb einer ver-
längerten Bearbeitungszeit oder die Erbringung
gleichwertiger Prüfungsleistungen in anderer Form.
Die Vorlage eines amtsärztlichen Attests kann ver-
langt werden.

§ 7

Wiederholung von Prüfungsleistungen

(1) Nicht bestandene Modulprüfungen und nicht
bestandene Teilprüfungen müssen spätestens in dem
folgenden Semester wiederholt werden. Wird auch

diese Wiederholungsprüfung mit „nicht ausreichend"
bewertet oder ergibt das Gesamtergebnis der Teilprü-
fungen, einschließlich der wiederholten Teilprüfun-
gen, dass ein Modul nicht bestanden ist, so ist der oder
dem Studierenden spätestens bis zum Beginn des auf
die Wiederholungsprüfung folgenden Semesters eine
mündliche Prüfung über den Gesamtinhalt des Mo-
duls anzubieten. Wird auch diese mündliche Modul-
prüfung mit „nicht ausreichend" bewertet, so ist die
Modulprüfung endgültig nicht bestanden. 

(2) Der Prüfungsausschuss legt die Prüfungstermine
fest. Wiederholungsprüfungen sind in angemessener
Frist, in der Regel innerhalb von sechs Wochen nach
Bewertung der ersten Arbeit, abzulegen. Die oder der
Studierende hat sich hierfür innerhalb des vom Prü-
fungsausschuss festzusetzenden Zeitraums zu mel-
den. Bei der Bekanntgabe der Meldefrist werden die
Studierenden darauf hingewiesen, dass bei Versäum-
nis des Prüfungstermins oder bei erneutem Nichtbe-
stehen die Modulprüfung endgültig nicht bestanden
ist, soweit nicht die Voraussetzungen für einen weite-
ren Wiederholungsversuch vorliegen.

§ 8

Zwischenprüfung

Die Zwischenprüfung hat bestanden, wer mindes-
tens 120 LP aus den Modulen des Pflicht- und des
Wahlpflichtbereichs erworben hat, davon maximal
36 LP aus dem Wahlpflichtbereich.

Dritter Teil:
Bachelorabschlussmodul

§ 9

Anmeldung und Zulassung
zur Bachelorabschlussmodul 

(1) Die Anmeldung zur Bachelorarbeit erfolgt in der
Regel während des 7. Semesters. Der Beginn der Be-
arbeitungszeit ist vom Prüfungsausschuss festzuset-
zen. Die Bearbeitungszeit beginnt spätestens zwei
Wochen nach der Anmeldung. Der Anmeldung beizu-
fügen sind neben den in § 16 bezeichneten Nachwei-
sen und Erklärungen, die Nachweise von elf Pflicht-
modulen „Rechtswissenschaft Inland", zwei Pflicht-
modulen „Sprachen", zwei Modulen „Wirtschaftswis-
senschaften", sowie die Nachweise über erfolgreich
absolvierte Modulprüfungen in Höhe von 60 LP des
Wahlpflichtbereichs „Rechtswissenschaft Ausland".
Die Anmeldung muss einen Vorschlag für das Thema
der Bachelorarbeit bzw. für den Themenbereich, dem
das Thema für die Bachelorarbeit entnommen werden
soll, gegebenenfalls einen Antrag auf Vergabe des
Themas als Gruppenarbeit und einen Vorschlag über
die Auswahl der Prüfenden enthalten. 

(2) Zur Verteidigung der Bachelorarbeit wird nur
zugelassen, wer alle studienbegleitenden Modulprü-
fungen und die Bachelorarbeit erfolgreich abgeschlos-
sen und das Pflichtpraktikum erfolgreich absolviert
hat.

§ 10

Bachelorarbeit

(1) Die Bachelorarbeit soll zeigen, dass die oder der
Studierende in der Lage ist, innerhalb einer vorgege-
benen Frist ein juristisches Problem selbstständig, me-
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thodengerecht und anwendungsbezogen zu bearbei-
ten. Thema und Aufgabenstellung müssen dem Prü-
fungszweck gemäß § 3 und der Bearbeitungszeit
gemäß § 10 Absatz 3 entsprechen. Die Bachelorarbeit
soll einen Umfang von 120.000 Zeichen mit Leerzei-
chen (ohne Anlagen) nicht überschreiten. Die Bache-
lorarbeit ist sowohl in gedruckter als auch in elektroni-
sche Fassung einzureichen.

(2) Das Thema der Bachelorarbeit kann von den
nach § 14 Abs. 1 Prüfungsberechtigten gestellt und
betreut werden. Es wird nach Anhörung der oder des
Studierenden durch die Erstgutachterin oder den Erst-
gutachter festgelegt. Der Prüfungsausschuss geneh-
migt das Thema der Bachelorarbeit und bestellt zwei
Gutachterinnen oder zwei Gutachter oder eine Gut-
achterin und einen Gutachter, von denen eine die Be-
treuerin oder einer der Betreuer ist. Das Thema wird
der oder dem Studierenden über die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses bekannt
gegeben. Der Ausgabezeitpunkt ist aktenkundig zu
machen. 

(3) Die Bearbeitungszeit für die Bachelorarbeit be-
trägt acht Wochen. Das Thema kann nur einmal und
nur innerhalb der ersten zwei Wochen der Bearbei-
tungszeit zurückgegeben werden. Im Einzelfall kann
die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Prüfungs-
ausschusses die Bearbeitungszeit auf begründeten
Antrag der oder des Studierenden um höchstens zwei
Wochen verlängern.

(4) Die Bachelorarbeit kann in deutscher, englischer
oder niederländischer Sprache abgefasst werden. Da-
bei muss die Betreuung und Bewertung in der ge-
wählten Sprache gewährleistet sein. Über die Zulas-
sung weiterer Sprachen entscheidet der Prüfungsaus-
schuss auf Antrag der oder des Studierenden mit Zu-
stimmung der Betreuerin oder des Betreuers der Ar-
beit.

(5) Die Bachelorarbeit ist fristgemäß in drei gebun-
denen Exemplaren und in elektronischer Fassung bei
der Geschäftsstelle des Prüfungsausschusses abzulie-
fern. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu ma-
chen. Bei Versäumnis der Frist wird die Arbeit von der
Vorsitzenden oder dem Vorsitzenden des Prüfungs-
ausschusses mit „nicht ausreichend" bewertet. Bei
Abgabe der Bachelorarbeit hat die oder der Studieren-
de schriftlich zu versichern, dass sie oder er die Arbeit
– bei einer Gruppenarbeit den entsprechend gekenn-
zeichneten Anteil der Arbeit – selbstständig verfasst
und keine anderen als die angegebenen Quellen und
Hilfsmittel verwendet hat. Wörtlich oder dem Sinn
nach aus anderen Werken entnommene Stellen sind
unter Angabe der Quellen kenntlich zu machen.

(6) Die Bachelorarbeit ist von den bestellten Prüfen-
den innerhalb von acht Wochen nach Abgabe zu be-
werten. Ist eine Prüfende oder ein Prüfender verhin-
dert, bestimmt der Prüfungsausschuss eine Vertre-
tung. Die oder der Studierende kann dazu einen Vor-
schlag unterbreiten.

(7) Weichen die von den beiden Prüfenden verge-
benen Noten voneinander ab, so wird die Note der Ba-
chelorarbeit durch Mittelung der beiden vorgeschla-
genen Noten bestimmt. Weichen die Noten um zwei
volle Notenstufen oder mehr voneinander ab, so be-
auftragt der Prüfungsausschuss eine weitere Gutach-

terin oder einen weiteren Gutachter. Die Bewertung
ergibt sich dann aus dem Durchschnitt der beiden bes-
ten Bewertungen. Die Bachelorarbeit gilt in diesem
Fall nur dann als bestanden, wenn mindestens zwei
Gutachterinnen oder zwei Gutachter oder eine Gut-
achterin und ein Gutachter die Arbeit mit mindestens
„ausreichend" bewertet haben. Die beiden Gutachten
werden der oder dem Studierenden zur Vorbereitung
auf die Verteidigung der Bachelorarbeit spätestens
10 Tage zuvor in Kopie ausgehändigt.

(8) Eine mit der Note „nicht ausreichend" bewerte-
te Bachelorarbeit kann auf Antrag einmal mit neuem
Thema wiederholt werden. Der Antrag ist innerhalb
von zwei Wochen nach Bekanntgabe des Ergebnisses
an den Prüfungsausschuss zu stellen. Eine Rückgabe
des Themas ist bei der Wiederholung der Bachelorar-
beit nur zulässig, wenn die Kandidatin oder der Kan-
didat von dieser Möglichkeit nicht schon bei der ers-
ten Arbeit Gebrauch gemacht hat. 

§ 11

Verteidigung der Bachelorarbeit 

(1) Mit der Verteidigung der Bachelorarbeit hat die
Kandidatin oder der Kandidat in der Auseinanderset-
zung über ihre oder seine Bachelorarbeit nachzuwei-
sen, dass sie oder er in der Lage ist, die Arbeitsergeb-
nisse in einem Fachgespräch vertiefend darzustellen.

(2) Die Verteidigung der Bachelorarbeit soll spätes-
tens zum Ende des auf die Anmeldung folgenden Se-
mesters stattfinden. Die Verteidigung der Bachelorar-
beit muss von der Kandidatin oder dem Kandidaten
spätestens 14 Tage vor dem mit den Prüfenden verein-
barten Termin beim Prüfungsausschuss beantragt
werden. 

(3) Die Verteidigung der Bachelorarbeit findet vor
den Prüfenden der Bachelorarbeit statt. Die Dauer be-
trägt 30 Minuten. Bei Gruppenarbeiten verlängert sich
die Dauer entsprechend.

(4) Die Verteidigung der Bachelorarbeit wird je-
weils von den Prüfenden bewertet. Das Bewertungs-
protokoll wird unverzüglich an den Prüfungsaus-
schuss weitergeleitet. Die Note der Prüfung errechnet
sich aus dem arithmetischen Mittel der Noten der bei-
den Prüfenden. 

(5) Aus der gemeinsamen Note für die Bachelorar-
beit und der gemeinsamen Note für die Verteidigung
wird in einem Verhältnis von zwei zu eins die Gesamt-
note für das Bachelorabschlussmodul gebildet. 

§ 12

Ergebnis der Bachelorprüfung

(1) Wenn alle studienbegleitenden Modulprüfun-
gen und das Bachelorabschlussmodul erfolgreich ab-
geschlossen worden sind, stellt der Prüfungsausschuss
das Ergebnis der Bachelorprüfung förmlich fest. 

(2) In die Gesamtnote der Bachelorprüfung gehen
die Note des Bachelorabschlussmoduls mit 20 v. H.
und die in den studienbegleitenden Modulprüfungen
erzielten Noten gemäß ihrer Gewichtung der in
Anlage 1 aufgeführten Leistungspunkte mit 80 v. H. ein.

(3) Der Prüfungsausschuss teilt der Kandidatin oder
dem Kandidaten das Ergebnis der Prüfung innerhalb
einer Frist von drei Wochen schriftlich mit. Im Übrigen
gelten die Vorschriften des vierten Teils dieser Prü-
fungsordnung.



Vierter Teil:
Gemeinsame Vorschriften für alle Prüfungen

§ 13

Prüfungsausschuss

(1) Für die Organisation der Prüfungen und zur
Wahrnehmung der durch diese Prüfungsordnung zu-
gewiesenen Aufgaben wird aus Mitgliedern der Ge-
meinsamen Kommission zur Durchführung des Studi-
enganges ein Prüfungsausschuss gebildet. Ihm
gehören sechs Mitglieder an: vier Mitglieder aus der
Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rer; ein Mitglied, aus der Gruppe der Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen, das hauptamtlich oder hauptberuf-
lich in der Lehre tätig ist, sowie ein Mitglied aus der
Gruppe der Studierenden. Ist eine Statusgruppe nicht
vorhanden, fällt dieser Sitz der Gruppe der Professo-
rinnen und Professoren bzw. der Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer zu. Eines der Mitglieder aus
der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer kann der Hanse Law School Groningen
angehören. Der Vorsitz und der stellvertretende Vor-
sitz müssen von Mitgliedern aus der Gruppe der
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ausgeübt
werden; sie und die weiteren Mitglieder des Prüfungs-
ausschusses sowie deren ständige Vertreterinnen und
Vertreter werden durch die jeweiligen Gruppenvertre-
terinnen und Gruppenvertreter in der Gemeinsamen
Kommission zur Durchführung des Studiengangs ge-
wählt. Das studentische Mitglied sowie ein Mitglied
der Hanse Law School Groningen haben bei der Be-
wertung und Anrechnung von Prüfungs- und Studien-
leistungen beratende Stimme.

(2) Der Prüfungsausschuss stellt die Durchführung
der Prüfungen sicher; die Mitglieder können an der
Prüfung als Beobachterinnen und Beobachter teilneh-
men. Er achtet darauf, dass die Bestimmungen des
Niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG), des
Bremischen Hochschulgesetzes (BremHG) und dieser
Prüfungsordnung eingehalten werden. Er berichtet re-
gelmäßig den Fachbereichen und Fakultäten über die
Entwicklung der Prüfungen und über die Studienzei-
ten; hierbei ist besonders auf die tatsächlichen Bear-
beitungszeiten der Bachelorarbeiten und auf die Ein-
haltung der Regelstudienzeit sowie der Prüfungsfris-
ten einzugehen, und es ist die Verteilung der Einzel-
und Gesamtnoten darzustellen. Der Bericht ist in ge-
eigneter Weise durch die Hochschule offen zu legen.

(3) Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse
mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen;
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene
Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die
Stimme der oder des Vorsitzenden, bei dessen Abwesen-
heit die Stimme der des stellvertretenden Vorsitzen-
den. Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn
die Mehrheit seiner Mitglieder, darunter die oder der
Vorsitzende oder die oder der stellvertretende Vorsit-
zende, anwesend ist. Über die Sitzungen des Prü-
fungsausschusses wird ein Protokoll geführt; die we-
sentlichen Gegenstände der Erörterung und die Be-
schlüsse des Prüfungsausschusses sind darin festzu-
halten.

(4) Die Amtszeit der Mitglieder des Prüfungsaus-
schusses beträgt zwei Jahre, die des studentischen
Mitglieds ein Jahr.

(5) Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse wider-
ruflich auf die oder den Vorsitzenden und die oder den
stellvertretenden Vorsitzenden übertragen. Die oder
der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungs-
ausschusses vor und führt sie aus. Sie oder er berichtet
dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit.
Das Prüfungsamt der Universität Bremen unterstützt
die laufenden Geschäfte der oder des Vorsitzenden
des Prüfungsausschusses. 

(6) Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind
nicht öffentlich. Die Mitglieder des Prüfungsausschus-
ses und deren Vertreterinnen und Vertreter unterlie-
gen der Amtsverschwiegenheit. Sofern sie nicht im öf-
fentlichen Dienst stehen, sind sie durch die oder den
Vorsitzenden zur Verschwiegenheit zu verpflichten.

§ 14

Prüfende und Beisitzende

(1) Der Prüfungsausschuss stellt die für einen Mo-
dulbereich Prüfungsberechtigten in einer halbjährlich
zu überprüfenden Liste fest. Der Prüfungsausschuss
bestellt aus dem Kreis der Prüfungsberechtigten nach
Satz 1 die Prüfenden. Zur Abnahme von Prüfungen
können alle Lehrenden bestellt werden, die in dem
betreffenden Prüfungsfach oder in einem Teilgebiet
des Prüfungsfaches zur selbstständigen Lehre berech-
tigt sind. Soweit die Prüfungsleistung studienbeglei-
tend erbracht wird, bedarf es bei Lehrpersonen keiner
besonderen Bestellung, sofern sie der gemäß Satz 1 zu
führenden Liste angehören. Bei der Bachelorarbeit
und ihrer Verteidigung muss mindestens eine oder ei-
ner der Prüfenden Mitglied der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer der Carl von
Ossietzky Universität Oldenburg oder der Universität
Bremen sein. Zu Prüfenden und Beisitzenden dürfen
nur Personen bestellt werden, die selbst mindestens
die durch die Prüfung festzustellende oder eine
gleichwertige Qualifikation besitzen.

(2) Zur Bewertung der Bachelorarbeit sind zwei
Prüfende zu bestellen. Prüfungsleistungen, die zum
endgültigen Nichtbestehen der Bachelorprüfung
führen, werden durch zwei nach Absatz 1 Prüfungsbe-
rechtigte bewertet.

(3) Studierende können unbeschadet der Regelung
in Absatz 1 Satz 3 Prüfende vorschlagen. Der Vor-
schlag begründet keinen Anspruch. Dem Vorschlag
soll entsprochen werden, wenn nicht wichtige Gründe
entgegenstehen.

(4) Der Prüfungsausschuss stellt sicher, dass den
Studierenden die Namen der Prüfenden rechtzeitig,
mindestens zwei Wochen vor dem Termin der jeweili-
gen Prüfung, bekannt gegeben werden.

§ 15

Anrechnung von Studienzeiten,
Studien- und Prüfungsleistungen

(1) Studienzeiten und Studien- und Prüfungsleis-
tungen, die an der Hanse Law School der Rijksuniver-
siteit Groningen erbracht wurden, werden denen der
Hanse Law School der Carl von Ossietzky Universität
Oldenburg und der Universität Bremen als gleichwer-
tig anerkannt.
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(2) Studienzeiten und Studien- und Prüfungsleis-
tungen in einem rechtswissenschaftlichen oder wirt-
schaftswissenschaftlichen Studiengang an einer Uni-
versität oder einer gleichgestellten Hochschule in der
Bundesrepublik Deutschland oder im Ausland werden
angerechnet, soweit die Gleichwertigkeit festgestellt
ist. Die Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studi-
enzeiten und Studien- und Prüfungsleistungen in In-
halt, Umfang und Anforderungen denjenigen der
Hanse Law School im Wesentlichen entsprechen. Da-
bei sind kein schematischer Vergleich, sondern eine
Gesamtbetrachtung und eine Gesamtbewertung im
Hinblick auf die Bedeutung der Leistungen für den
Zweck der Prüfungen nach § 3 vorzunehmen. Für die
Feststellungen der Gleichwertigkeit von Studienleis-
tungen, die im Rahmen von ausländischen Studi-
engängen erbracht wurden, sind die von der Kultus-
ministerkonferenz und der Hochschulrektorenkonfe-
renz gebilligten Äquivalenzvereinbarungen oder an-
dere zwischenstaatliche Vereinbarungen maßgebend.
Soweit Vereinbarungen nicht vorliegen oder eine wei-
tergehende Anrechnung beantragt wird, entscheidet
der Prüfungsausschuss über die Gleichwertigkeit. Zur
Aufklärung der Sach- und Rechtslage kann eine Stel-
lungnahme der Zentralstelle für ausländisches Bil-
dungswesen eingeholt werden. Abweichende An-
rechnungsbestimmungen auf Grund von Vereinba-
rungen mit ausländischen Hochschulen bleiben un-
berührt. Das European Credit Transfer System ist zu-
grunde zu legen. 

(3) Für Studienzeiten und Studien- und Prüfungsleis-
tungen in staatlich anerkannten Fernstudien gilt Ab-
satz 2 entsprechend. 

(4) Im Fall einer Anrechnung von Studien- und Prü-
fungsleistungen, werden die Noten – soweit die No-
tensysteme vergleichbar sind – übernommen und in
die Berechnung der Gesamtnote einbezogen. Bei un-
vergleichbaren Notensystemen entscheidet der Prü-
fungsausschuss nach Anhörung der jeweiligen Fach-
vertreterinnen oder Fachvertreter über die Notenfest-
setzung. Eine Kennzeichnung der Anrechnung im
Zeugnis ist zulässig.

(5) Bei Vorliegen der Voraussetzungen besteht ein
Rechtsanspruch auf Anrechnung. Über die Anrech-
nung entscheidet auf Antrag der Studierenden der
Prüfungsausschuss. 

§ 16

Zulassung zum Bachelorabschlussmodul

(1) Der Antrag auf Zulassung zur Bachelorabschluss-
modul oder zu ihren einzelnen Prüfungsteilen ist
schriftlich bei der Geschäftsstelle des Prüfungsaus-
schusses innerhalb des vom Prüfungsausschuss fest-
zusetzenden Zeitraums zu stellen. Fristen, die vom
Prüfungsausschuss gesetzt sind, können bei Vorliegen
wichtiger Gründe verlängert oder rückwirkend ver-
längert werden, insbesondere wenn es unbillig wäre,
die durch den Fristablauf eingetretenen Rechtsfolgen
bestehen zu lassen.

(2) Soweit der zweite und der dritte Teil nichts Wei-
teres oder Abweichendes bestimmen, wird zugelas-
sen, 

a) wer in dem Bachelorstudiengang „Comparative
and European Law" der Hanse Law School an
der Universität Oldenburg oder an der Univer-
sität Bremen immatrikuliert ist und

b) nicht bereits ein rechtswissenschaftliches Studi-
um endgültig nicht bestanden hat. 

(3) Dem Antrag sind, soweit sich nicht entsprechende
Unterlagen bei der Hochschule befinden, unbescha-
det weiterer Nachweise nach dem zweiten und dritten
Teil beizufügen:

a) der Nachweis der Immatrikulation,

b) eine Erklärung darüber, ob bereits ein rechtswis-
senschaftliches Studium endgültig nicht bestan-
den wurde. 

(4) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungs-
ausschuss. 

(5) Die Bekanntgabe der Zulassung einschließlich
der Prüfungstermine bzw. die Versagung der Zulas-
sung erfolgen nach § 28 Abs. 2 und § 41 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes und in schriftlicher Form.

(6) Die Zulassung zur Verteidigung der Bachelorar-
beit erfolgt mit Festsetzung des Prüfungstermins. Lie-
gen die Voraussetzungen zur Zulassung nicht vor, er-
geht unverzüglich ein entsprechender Bescheid.

§ 17

Öffentlichkeit von Prüfungen

Mündliche Prüfungen sind hochschulöffentlich.
Dies gilt nicht für Studierende, die sich im gleichen
Prüfungszeitraum zu dieser Prüfung gemeldet haben.
Studierende können je eine Person ihres Vertrauens,
die Mitglied der Universität ist, zu einer mündlichen
Prüfung und zur Bekanntgabe des Prüfungsergebnis-
ses hinzuziehen. Auf Antrag sind Zuhörer nach Satz 1
auszuschließen oder zahlenmäßig zu begrenzen.

§ 18

Versäumnis, Rücktritt, Täuschung, Ordnungsverstoß

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausrei-
chend" bewertet, wenn die oder der Studierende ei-
nen für sie oder ihn bindenden Prüfungstermin ohne
triftigen Grund versäumt oder wenn sie oder er eine
Prüfung, zu der sie oder er angetreten ist, ohne trifti-
gen Grund abbricht. Dasselbe gilt, wenn eine schriftli-
che Prüfung nicht innerhalb der vorgegebenen Bear-
beitungszeit abgelegt oder wenn eine Prüfungsleis-
tung nicht erstmalig innerhalb der Frist gemäß § 6
Abs. 3 erbracht wird. 

(2) Die für den Rücktritt oder das Versäumnis gel-
tend gemachten Gründe müssen dem Prüfungsaus-
schuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaub-
haft gemacht werden; andernfalls gilt die betreffende
Prüfungsleistung als mit „nicht ausreichend" bewer-
tet. Bei Krankheit ist ein ärztliches Attest vorzulegen.
In Zweifelsfällen kann vom Prüfungsausschuss ein
amtsärztliches Attest verlangt werden. Werden die
Gründe anerkannt, so wird ein neuer Termin, in der
Regel der nächste reguläre Prüfungstermin, anbe-
raumt. Die bereits erbrachten Prüfungsleistungen sind
in diesem Fall anzurechnen.

(3) Versuchen Studierende, das Ergebnis der Prü-
fungsleistung durch Täuschung oder Benutzung nicht
zugelassener Hilfsmittel zu beeinflussen, fertigt die
oder der Prüfende oder die oder der Aufsichtführende
hierüber einen Vermerk an. Die Studierenden können
die Prüfung fortsetzen. Ihnen ist Gelegenheit zur Stel-
lungnahme über das Vorkommnis zu geben. Der Ver-



merk und die Stellungnahme sind unverzüglich dem
Prüfungsausschuss zur Entscheidung vorzulegen.
Stellt der Prüfungsausschuss einen Täuschungsver-
such fest, gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit
„nicht ausreichend" bewertet. 

(4) Fehlerhafte oder unterlassene Angaben über be-
nutzte Quellen (Plagiat) gelten als Täuschungsver-
such, wenn Passagen, die einer veröffentlichten Ar-
beiten entnommen wurden, nicht mit Zitat ausgewie-
sen sind.

(5) Studierende, die während einer Prüfung schuld-
haft einen Ordnungsverstoß begehen, durch den Prü-
fende oder Geprüfte gestört werden, können von der
Fortsetzung der betreffenden Prüfungsleistung ausge-
schlossen werden. Über das Vorkommnis wird ein
Vermerk angefertigt. Den Studierenden ist Gelegen-
heit zur Stellungnahme zu geben. Der Vermerk und
die Stellungnahme sind unverzüglich dem Prüfungs-
ausschuss zur Entscheidung vorzulegen. Stellt der
Prüfungsausschuss einen Ordnungsverstoß fest, wird
die betreffende Prüfungsleistung mit „nicht ausrei-
chend" bewertet. 

§ 19

Bewertung der Prüfungsleistungen 
und Bildung der Note

(1) Die einzelne Prüfungsleistung wird von den je-
weiligen Prüfenden unverzüglich bewertet. Schrift-
liche Prüfungsleistungen sind in der Regel spätestens
innerhalb von vier Wochen nach Abgabe der jeweili-
gen Prüfungsleistung zu bewerten.

(2) Für die Bewertung sind folgende Noten zu ver-
wenden, dabei ist die gesamte Notenskala auszu-
schöpfen:

1 = sehr gut = eine hervorragende Leis-
tung,

2 = gut = eine Leistung, die er-
heblich über den durch-
schnittlichen Anforderun-
gen liegt,

3 = befriedigend = eine Leistung, die durch-
schnittlichen Anforderun-
gen entspricht,

4 = ausreichend = eine Leistung, die trotz ih-
rer Mängel noch den An-
forderungen genügt,

5 = nicht ausreichend = eine Leistung, die wegen
erheblicher Mängel nicht
mehr den Anforderungen
genügt. 

Zur Bewertung der Prüfungsleistungen können
Zwischenwerte durch Erniedrigen oder Erhöhen der
Notenziffern um 0,3 gebildet werden; die Noten 0,7 /
4,3 / 4,7 und 5,3 sind dabei ausgeschlossen.

(3) Die Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mit
mindestens „ausreichend" bewertet wurde oder wenn
das Gesamtergebnis der einzelnen Teilprüfungen
gemäß ihrer Gewichtung in Anlage 1 die Note 4,0 er-
gibt. Wird die Prüfungsleistung von mehreren Prüfen-
den bewertet, errechnet sich die Note der Prüfung aus
dem arithmetischen Mittel der Noten der einzelnen
Prüfenden ohne Abschneiden von Nachkommastel-

len. Auf Antrag der oder des Studierenden ist die Be-
wertung der Prüfungsleistungen zu begründen; dabei
sind die tragenden Erwägungen der Bewertungsent-
scheidung darzulegen. Die Begründung ist mit der
Prüfungsarbeit zu den Prüfungsakten zu nehmen.

(4) Die Gesamtnote aller Module wird folgender-
maßen ermittelt: Modulnoten gehen in die Berech-
nung der Gesamtnote mit einer Stelle nach dem Komma
ein. Die Note der Modulprüfung wird mit den zu-
gehörigen LP multipliziert. Die Produkte werden ad-
diert. Die Summe wird durch die Gesamtzahl der LP
dividiert, die auf Grund benoteter Prüfungen erwor-
ben wurden. Nicht benotete Prüfungen werden nicht
berücksichtigt. Gerundet wird entsprechend Absatz 3.
Gesamtnoten werden mit einer Stelle nach dem Komma
ausgewiesen. 

(5) Den Gesamtnoten der Bachelorprüfung werden
in folgender Weise Prädikate zugeordnet: 

bei einem Durchschnitt bis 1,5 sehr gut,
bei einem Durchschnitt über
1,5 bis 2,5 gut,
bei einem Durchschnitt über
2,5 bis 3,5 befriedigend,
bei einem Durchschnitt über
3,5 bis 4,0 ausreichend,
bei einem Durchschnitt
über 4,0 nicht ausreichend. 

(6) Die Gesamtnote wird durch eine ECTS-Note er-
gänzt, die neben der absoluten eine relative Bewer-
tung der Note abbildet. Die ECTS-Note setzt die indi-
viduelle Leistung einer Absolventin oder eines Absol-
venten ins Verhältnis zu den Leistungen der anderen
Absolventinnen oder Absolventen dieses Studiengan-
ges. Die erfolgreichen Absolventen erhalten die fol-
genden ECTS-Grade: 

A die besten 10 %

B die nächsten 25 %

C die nächsten 30 %

D die nächsten 25 %

E die nächsten 10 %.

Die ECTS-Grade werden erst im Zeugnis ausgewie-
sen, wenn für den jeweiligen Abschluss die Gesamt-
noten von mindestens drei Jahrgängen vorliegen. 

§ 20

Zeugnisse, Bachelorurkunde
und Diploma Supplement

(1) Über die bestandene Zwischenprüfung wird auf
Antrag ein Zeugnis ausgestellt, das die Bewertungen
der Prüfungsleistungen ausweist. Die Gesamtnote be-
rechnet sich nach §19 Abs. 4 und Abs. 5.

(2) Über die bestandene Bachelorprüfung ist unver-
züglich ein Zeugnis (Anlage 2) auszustellen.

(3) Das Zeugnis über das Bachelorabschlussmodul
enthält das Thema der Bachelorarbeit und die Ge-
samtnote des Bachelorabschlussmoduls, die Noten der
studienbegleitenden Modulprüfungen und die Ge-
samtnote der Bachelorprüfung mit dem ECTS-Grad.

(4) Die Zeugnisse werden auf deutsch und englisch
ausgestellt und von der oder dem Vorsitzenden der
Gemeinsamen Kommission zur Durchführung des Stu-
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diengangs und der oder dem Vorsitzenden des Prü-
fungsausschusses unterzeichnet und mit den Siegeln
der Carl von Ossietzky Universität Oldenburg und der
Universität Bremen versehen. Auf Antrag der oder des
Geprüften ist in einem Beiblatt zum Zeugnis die No-
tenverteilung des jeweiligen Prüfungsjahrganges an-
zugeben. 

(5) Gleichzeitig mit dem Zeugnis über die Bachelor-
prüfung wird der oder dem Geprüften eine Bachelor-
urkunde (Anlage 3) ausgehändigt. Zeugnis und Ur-
kunde tragen das Datum der letzten bestandenen Prü-
fungsleistung. In der Urkunde wird die Verleihung des
erlangten Grades beurkundet. Die Urkunde wird von
der oder dem Vorsitzenden der Gemeinsamen Kom-
mission zur Durchführung des Studiengangs und der
oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses un-
terzeichnet und mit den Siegeln der Carl von Ossietzky
Universität Oldenburg und der Universität Bremen
versehen. Neben dem Zeugnis und der Urkunde wird
ein Diploma Supplement erstellt.

§ 21

Ungültigkeit der Bachelorprüfung

(1) Wurde bei einer Prüfung getäuscht, und wird
diese Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeug-
nisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss
nachträglich die Noten für diejenigen Prüfungsleis-
tungen, bei deren Erbringung getäuscht wurde, ent-
sprechend berichtigen und die Prüfung ganz oder teil-
weise für „nicht bestanden" erklären.

(2) Waren die Voraussetzungen für die Zulassung
zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die oder der
Geprüfte hierüber täuschen wollte, und wird diese
Tatsache erst nach der Aushändigung des Zeugnisses
bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Prüfung geheilt. Wurde die Zulassung vorsätzlich
zu Unrecht erwirkt, so kann die Prüfung für „nicht
ausreichend" und die Bachelorprüfung für „nicht be-
standen" erklärt werden.

(3) Der oder dem Geprüften ist vor der Entschei-
dung Gelegenheit zur Erörterung der Angelegenheit
mit dem Prüfungsausschuss zu geben.

(4) Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen
und ggf. durch ein richtiges zu ersetzen. Mit dem un-
richtigen Prüfungszeugnis ist auch die Bachelor-
urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung auf Grund
einer Täuschung für "nicht bestanden" erklärt wurde.
Eine Entscheidung nach den Absätzen 1 und 2 Satz 2
ist nach Ablauf von fünf Jahren ausgeschlossen. Die
Frist beginnt an dem Tag, an dem das Prüfungszeug-
nis ausgestellt wurde.

§ 22

Bescheide, Rechtsmittel,
Einsicht in die Prüfungsakten

(1) Wechselt eine Studierende oder ein Studieren-
der den Studiengang oder verlässt sie oder er die Uni-
versität, wird auf Antrag und gegen Vorlage der ent-
sprechenden Nachweise eine Bescheinigung über
ihre oder seine Studienleistungen und Prüfungen aus-
gestellt.

(2) Werden Prüfungsentscheidungen mit dem Rechts-
behelf des Widerspruchs angefochten, entscheidet, so-
weit der Prüfungsausschuss diesem nicht abhilft, der

zentrale Widerspruchsausschuss der Universität Bre-
men; der Widerspruch ist dem Widerspruchsausschuss
unverzüglich zuzuleiten.

(3) Der Widerspruchsausschuss entscheidet nach
Anhörung der Beteiligten unverzüglich über einen
Widerspruch.

(4) Der Prüfungsausschuss macht Anordnungen,
Festsetzungen von Terminen und Fristen sowie andere
Mitteilungen des Prüfungsausschusses mit rechtsver-
bindlicher Wirkung auf geeignete Weise bekannt.

(5) Den Studierenden soll in schriftliche Prüfungsar-
beiten nach der Bewertung umgehend Einsicht er-
möglicht werden.

(6) Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Stu-
diums wird den Absolventinnen und Absolventen auf
Antrag in angemessener Frist Einsicht in die Prüfungs-
protokolle gewährt.

Fünfter Teil:
Schlussvorschriften

§ 23

Übergangsvorschriften

(1) Studierende, die sich zum Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens dieser Ordnung im zweiten oder einem
höheren Semester befinden, werden nach der bisher
für sie geltenden Ordnung geprüft. Sie müssen die Ba-
chelorprüfung spätestens bis zum 30. September 2010
abgeschlossen haben. Sie können auf Antrag und mit
Zustimmung des Prüfungsausschusses auch nach der
vorliegenden neuen Prüfungsordnung vom 17. Mai
2006 geprüft werden. Ein entsprechender Antrag ist
spätestens bis zum 30. September 2009 zu stellen. Er-
brachte Prüfungsleistungen sind nach Entscheidung
des Prüfungsausschusses anzurechnen.

(2) Die bisher geltenden Prüfungsordnungen treten
unbeschadet der Regelung in Absatz 1 mit In-Kraft-
Treten der vorliegenden Prüfungsordnung vom
17. Mai 2006 außer Kraft.

§ 24

In-Kraft-Treten

Diese Prüfungsordnung tritt nach ihrer Genehmi-
gung durch das Präsidium der Carl von Ossietzky Uni-
versität und den Rektor der Universität Bremen und
mit Wirkung vom 1. Oktober 2006 in Kraft. Sie gilt für
Studierende, die ab dem Wintersemester 2006/07 erst-
mals im Bachelorstudiengang „Comparative and Eu-
ropean Law" der Carl von Ossietzky Universität Ol-
denburg bzw. der Universität Bremen immatrikuliert
wurden. Die Prüfungsordnung wird in den Amtlichen
Mitteilungen der Carl von Ossietzky Universität Ol-
denburg und im Amtsblatt der Freien Hansestadt Bre-
men veröffentlicht. 

Bremen, den 11. Oktober 2006

Der Rektor
der Universität Bremen

Anlage 1: Module und Prüfungsanforderungen des
Bachelorstudiums 

Anlage 2: Zeugnis der Bachelorprüfung

Anlage 3: Urkunde über die Verleihung des Bache-
lorgrades
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Fachspezifische Prüfungsordnung für den Bachelor-
studiengang „Politikwissenschaft“ (Vollfach) der

Universität Bremen 

Vom 11. Oktober 2006

Der Rektor der Universität Bremen hat am 6. No-
vember 2006 nach § 110 Abs. 2 des Bremischen Hoch-
schulgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung
vom 11. Juli 2003 (Brem.GBl. S. 295) die fachspezifi-
sche Prüfungsordnung für den Bachelorstudiengang
„Politikwissenschaft“ (Vollfach) in der nachstehenden
Fassung genehmigt:1

Die fachspezifische Prüfungsordnung gilt in Verbin-
dung mit dem Allgemeinen Teil der Prüfungsordnung
für Bachelorstudiengänge der Universität Bremen vom
13. Juli 2005 in der jeweils gültigen Fassung. 

Inhalt:

§ 1 Regelstudienzeit

§ 2 Studienaufbau

§ 3 Prüfungen

§ 4 Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen

§ 5 Anforderungen der Bachelorprüfung

§ 6 Bachelorarbeit

§ 7 Gesamtnote der Bachelorprüfung

§ 8 Zeugnis und Urkunde

§ 9 Geltungsbereich und In-Kraft-Treten

Anhang:

Anlage 1

Anlage 2

§ 1

Studienumfang und Regelstudienzeit

Für den erfolgreichen Abschluss des Bachelorstudi-
engangs Politikwissenschaft sind insgesamt 180 Kre-
ditpunkte (Credit Points) nach dem Europäischen Kre-
ditpunktesystem zu erwerben. Dies entspricht einer
Regelstudienzeit von 6 Fachsemestern.

§ 2

Studienaufbau 

(1) Das Studium umfasst 129 Kreditpunkte im
Pflicht- und Wahlpflichtbereich 1 sowie 51 Kredit-
punkte im Wahlpflichtbereich 2 (General Studies).

(2) Der Bachelorstudiengang gliedert sich in:

1. den Pflichtbereich mit der Vermittlung der
Grundlagen des Fachs und angrenzender Diszi-
plinen sowie der Bachelorarbeit (12 CP) im Um-
fang von 102 Kreditpunkten (CP). Die Grundla-
gen beziehen sich auf folgende Prüfungsgebiete
und Module:

a) Sozialwissenschaftliches Grundstudium ein-
schließlich der Einführung in das politische
System der Bundesrepublik Deutschland
(Pol-M1) (9 CP),

b) Politische Theorie und Philosophie (Pol-M2)
(9 CP),

c) Internationale Beziehungen und Außenpoli-
tik (Pol-M3) (9 CP), 

d) Europäische Integration (Pol-M4) (6 CP), 

e) Politikfeldanalyse (Pol-M5) (6 CP),

f) Vergleichende Politikwissenschaft (Pol-M6)
(9 CP),

g) Politik, Recht und Wirtschaft (Pol-M7) (9 CP), 

h) Einführung in das politikwissenschaftliche
Arbeiten (Pol-M8) (6 CP),

i) Methoden der empirischen Sozialforschung
(Soz-E1) (9 CP), 

j) Statistik (Soz-St1 und Soz-St2) (je 9 CP) sowie

2. den Wahlpflichtbereich 1 mit der fachlichen
Spezialisierung auf ausgewählte Untersuchungs-
felder der Politikwissenschaft im Umfang von 
27 Kreditpunkten (CP). Die fachliche Spezialisie-
rung bezieht sich auf folgende Prüfungsgebiete
und Module:

a) Politische Theorien moderner Gesellschaften
(Pol-M10) (9 CP),

b) Internationale Politik (Pol-M11) (9 CP),

c) Vergleichende Systemanalyse und europäi-
sche Politik (Pol-M12) (9 CP),

d) Staatsaufgaben (Pol-M13) (9 CP) und

e) Regierungssystem der Bundesrepublik
Deutschland (Pol-M14) (9 CP).

Es müssen drei Module gewählt und erfolgreich
abgeschlossen werden. 

3. den Wahlpflichtbereich 2 (General Studies) mit
der Vermittlung anwendungsorientierter und be-
rufsbezogener Kenntnisse bzw. Fähigkeiten,
dem Praktikum bzw. den Praktika, dem Erwerb
von Schlüsselkompetenzen, der Verbesserung
der Fremdsprachenkompetenz sowie der indivi-
duellen Profilbildung im Umfang von insgesamt
51 Kreditpunkten (CP).

(3) Die Pflicht- und Wahlpflichtmodule werden im
jährlichen Turnus angeboten. Lehrveranstaltungen im
Wahlpflichtbereich 2 werden von der Studienkommis-
sion in der Jahresplanung des Lehrprogramms ausge-
wiesen. Darüber hinaus können auf Antrag auch wei-
tere Lehrveranstaltungen von der Studienkommission
für das Gebiet anerkannt werden. Der Antrag ist bis
zum Ende der zweiten Veranstaltungswoche des Se-
mesters zu stellen, in der die Veranstaltung angeboten
wird. Die Erweiterung des Lehrangebots wird dem
Zentralen Prüfungsamt mitgeteilt. 

(4) Fakultativ kann ein Auslandssemester nach ei-
nem mit dem Prüfungsausschuss abgestimmten indivi-
duellen Studienplan absolviert werden. Der dafür
empfohlene Zeitpunkt ist das fünfte Semester.

(5) Das Pflichtpraktikum kann als Drei-Monats-
Praktikum mit einer Wertigkeit von 15 Kreditpunkten
(CP) oder in der Form von zwei Zwei-Monats-Praktika
mit einer Wertigkeit von insgesamt 20 CP in Deutsch-
land oder im Ausland absolviert werden. Das Prakti-
kum wird mit einem Auswertungsbericht (10 - 15 Sei-

1 Soweit diese Ordnung auf natürliche Personen Bezug nimmt, gilt sie
für weibliche und männliche Personen in gleicher Weise. Dienst- und
Funktionsbezeichnungen bei Frauen werden in der weiblichen
Sprachform geführt.



ten) abgeschlossen. Auf begründeten Antrag an den
Prüfungsausschuss können die durch das Praktikum
zu erwerbenden CP auch in einer anderen zeitlichen
Aufteilung erbracht werden. Das Nähere regelt die
Praktikumsordnung. Der empfohlene Zeitrahmen für
die Durchführung des Praktikums ist das dritte bis
fünfte Semester. 

(6) Lehrveranstaltungen im Pflichtbereich werden
in deutscher Sprache, Lehrveranstaltungen im Wahl-
pflichtbereich in deutscher oder englischer Sprache
gehalten. Im Pflichtbereich können Lehrveranstaltun-
gen auch in englischer Sprache stattfinden, sofern ge-
währleistet ist, dass ein paralleles deutschsprachiges
Angebot besteht. 

§ 3

Prüfungen

(1) Modulprüfungen können aus mehreren Teilprü-
fungen bestehen. Kreditpunkte für ein Modul werden
nur vergeben, wenn jede Teilprüfung bestanden wurde.

(2) Entsprechend ihrem Umfang werden drei Arten
von Prüfungen unterschieden: kleine Prüfungsleistun-
gen (KPL), mittlere Prüfungsleistungen (MPL) und
große Prüfungsleistungen (GPL).

1. Kleine Prüfungsleistungen (KPL) können sein:

a) Kurzessay (3 - 4 Seiten),

b) Mündliches Kurzreferat im Umfang von 
10 Minuten im Rahmen einer Lehrveranstal-
tung auf der Grundlage eines Thesenpapiers
(1 - 2 Seiten), 

c) Kurzklausur mit einer Dauer von 45 Minuten,

d) Kontinuierliches Bearbeiten von Übungsauf-
gaben

e) Protokoll (3 - 4 Seiten).

2. Mittlere Prüfungsleistungen (MPL) können sein: 

a) Mündliches Referat (15 Minuten) und dazu
eine schriftliche Ausarbeitung (5 Seiten), 

b) Essay oder Argumentationspapier zur syste-
matischen Entwicklung eines Arguments 
(8 - 10 Seiten, Bearbeitungsdauer maximal
sechs Wochen),

c) Hausarbeit (8 - 10 Seiten, Bearbeitungsdauer
maximal sechs Wochen),

d) Klausur mit einer Dauer von 90 Minuten,

e) Take-Home-Examination (Hausklausur) als
selbstständige Bearbeitung eines vorgegebe-
nen Themas innerhalb von zwei Wochen
(max. 10 Seiten).

3. Große Prüfungsleistungen (GPL) können sein:

a) Mündliche Prüfung (20 - 30 Minuten), 

b) Klausur mit einer Dauer von 120 Minuten,

c) Hausarbeit (15 - 20 Seiten, ohne Anlagen, Be-
arbeitungsdauer maximal sechs Wochen),

d) Studienarbeit als umfangreiche praktische
oder theoretische Arbeit (z.B. Erhebungen)
(15 - 20 Seiten oder ein vergleichbarer Auf-
wand bei Arbeiten in anderen Medien, Bear-
beitungsdauer maximal sechs Wochen).

(3) Teilprüfungen finden in den Modulen Pol-M1,
Pol-M2, Pol-M3 und Pol-M6 sowie in den Modulen des
Wahlpflichtbereichs 1 (Pol-M10, Pol-M11, Pol-M12,
Pol-M13, Pol-M14) statt.

(4) Die Module des Wahlpflichtbereichs 1 umfassen
jeweils zwei Lehrveranstaltungen. In einer der beiden
Lehrveranstaltungen ist eine mittlere, in der anderen
eine große Prüfungsleistung zu erbringen. Dabei steht
es den Studierenden frei, in welcher Veranstaltung sie
die mittlere und welcher sie die große Prüfungsleis-
tung erbringen. Ihre Wahl treffen sie bei der Anmel-
dung zur Modulprüfung.

(5) Prüfungen werden studienbegleitend erbracht.
Die Termine für Prüfungen sind so festzulegen, dass
sie innerhalb des Semesters, in dem das Modul endet,
erstmalig erbracht und bewertet werden können. 

(6) Termine und Fristen für die (Teil-)Prüfungen
werden vom Modulverantwortlichen bzw. Veranstal-
ter zu Beginn des Semesters festgelegt, in dem die je-
weilige (Teil-)Prüfung stattfindet, und den Studieren-
den mitgeteilt. 

(7) Anmeldungen zu Modulprüfungen erfolgen spä-
testens vier Wochen nach Veranstaltungsbeginn. Da-
nach sind Rücktritte nur auf begründeten Antrag mit
Genehmigung des Prüfungsausschusses möglich.

(8) Die Anmeldung zu einer Prüfung schließt die
Anmeldung zu den ggf. erforderlichen Wiederho-
lungsprüfungen mit ein. Ein Rücktritt von der Anmel-
dung ist nur auf begründeten Antrag mit Genehmi-
gung des Prüfungsausschusses möglich.

(9) Nicht bestandene (Teil-)Prüfungen können drei
Mal wiederholt werden. Wiederholungen von nicht be-
standenen (Teil-)Prüfungen können auch in einer ande-
ren als der ursprünglichen Form durchgeführt werden.

(10) Die erstmalige Wiederholung nicht bestandener
(Teil-)Prüfungen soll noch im gleichen Semester er-
möglicht werden.

§ 4

Anrechnung von Studien- und Prüfungsleistungen

(1) Die Anerkennung von Studien- und Prüfungsleis-
tungen, die an anderen Hochschulen erbracht wur-
den, erfolgt nach Maßgabe von § 56 BremHG durch
den Prüfungsausschuss. 

(2) Einschlägige berufspraktische Tätigkeiten bzw.
Berufsausbildungen können auf Antrag vom Prü-
fungsausschuss für den Wahlpflichtbereich 2 (General
Studies) angerechnet werden. 

(3) Beabsichtigt der Studierende, eine Studien- oder
Prüfungsleistung im Rahmen eines Auslandsstudiums
zu erbringen, soll die Möglichkeit der Anerkennung
vor Antritt des Auslandsstudiums mit dem Prüfungs-
ausschuss geklärt werden. 

§ 5

Anforderungen der Bachelorprüfung

(1) Die Prüfungsanforderungen sind in Anlage 1
aufgeführt.

(2) Die Anmeldung zur Modulprüfung im Pflichtmo-
dul Internationale Beziehungen und Außenpolitik
(Pol-M3) im dritten Fachsemester setzt die Vorlage ei-
nes Nachweises über Sprachkenntnisse in Englisch
auf dem Niveau B2 European Framework voraus.
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§ 6

Bachelorarbeit

(1) Den Studierenden wird empfohlen, sich bis spä-
testens zu Beginn des 6. Fachsemesters zur Bachelor-
arbeit anzumelden. Die Anmeldung setzt den Erwerb
von mindestens 150 Kreditpunkten gemäß Anlage 1
und die Absolvierung des Pflichtpraktikums voraus. 

(2) Die Bachelorarbeit kann mit Genehmigung des
Prüfungsausschusses auch als Gruppenarbeit mit bis
zu drei Kandidaten erstellt werden. Der Umfang wird
vom Prüfungsausschuss im Einzelfall festgelegt.

(3) Der Prüfungsausschuss kann auf Antrag auch
Bachelorarbeiten in einer anderen Sprache als
Deutsch oder Englisch zulassen, sofern eine ausrei-
chende Betreuung und Bewertung gewährleistet ist.

(4) Die Bearbeitungszeit der Bachelorarbeit beträgt
neun Wochen. Ihr Umfang soll 50 Seiten (ohne Anla-
gen) nicht überschreiten. Sie wird mit 12 Kreditpunk-
ten bewertet.

(5) Die Bachelorarbeit ist, sofern keine Verlänge-
rung nach Absatz 6 beantragt und genehmigt wird,
spätestens mit Ablauf der Bearbeitungsfrist bei der
Geschäftsstelle des Prüfungsausschusses in drei Exem-
plaren abzugeben. Gleichzeitig wird sie den Gutach-
tern in elektronischer Form (Word- oder PDF-Datei)
zur Verfügung gestellt. Sie ist innerhalb von drei Wo-
chen zu bewerten.

(6) Die Bearbeitungsfrist kann vom Prüfungsaus-
schuss bei Vorliegen gewichtiger Gründe auf Antrag
um maximal drei Wochen verlängert werden. Bei
krankheitsbedingter Arbeitsunfähigkeit, die durch die
Vorlage eines ärztlichen Attestes nachzuweisen ist,
wird die Bearbeitungszeit entsprechend verlängert.

(7) Für den Fall, dass die Bachelorarbeit oder ein
Teil einer Gruppenarbeit mit „nicht ausreichend“ be-
wertet wird, wird dem Kandidaten bzw. der Kandida-
tin auf Antrag ein neues Thema gegeben; der Antrag
kann innerhalb von zwei Wochen nach Bekanntgabe
der Benotung gestellt werden. 

§ 7

Gesamtnote der Bachelorprüfung

Die Gesamtnote der Bachelorprüfung wird gemäß
des § 11 Abs. 8 des Allgemeinen Teils der Prüfungs-
ordnung für Bachelorstudiengänge der Universität

Bremen gebildet. Das Praktikum wird nicht benotet
und geht nicht in die Bewertung ein. Werden im Rah-
men des Wahlpflichtbereichs 2 unbenotete Prüfungen
anerkannt, so gehen diese ebenfalls nicht in die Be-
wertung ein.

§ 8

Zeugnis und Urkunde

Auf Grund der bestandenen Prüfung wird der aka-
demische Grad 

„Bachelor of Arts“
(abgekürzt: B.A.)

verliehen.

(2) Entsprechend den in § 26 Abs. 1 des Allgemei-
nen Teils der Prüfungsordnung für Bachelorstudi-
engänge der Universität Bremen aufgezählten Anga-
ben enthält das Abschlusszeugnis auch Angaben zum
Praktikum sowie auf Antrag zu zusätzlich erbrachten
Studienleistungen.

§ 9

Geltungsbereich und In-Kraft-Treten

(1) Diese Prüfungsordnung tritt mit Wirkung zum 
1. Oktober 2006 in Kraft. Mit In-Kraft-Treten dieser
Ordnung tritt die Prüfungsordnung vom 1. Oktober
2004 außer Kraft. Studierende, die vor dem 1. Oktober
2006 ihr Studium aufgenommen haben, wechseln in
die Prüfungsordnung vom 11. Oktober 2006. 

(2) Prüfungsleistungen, welche nach der Prüfungs-
ordnung vom 1. Oktober 2004 erfolgreich abgelegt
wurden, werden gemäß der in Anlage 2 dargestellten
Äquivalenzvereinbarung als Erfüllung der Prüfungs-
leistungen der Prüfungsordnung vom 11. Oktober 2006
anerkannt. 

(3) Abweichend vom § 3 Abs. 7 kann der Prüfungs-
ausschuss für das Wintersemester 2006/07 eine andere
Frist für die Anmeldung zu Prüfungen festlegen. Die
Fristen für die Anmeldung werden den Studierenden
zu Beginn des Semesters mitgeteilt.

Bremen, den 6. November 2006

Der Rektor
der Universität Bremen
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Anlage 2

Anrechnung von Prüfungsleistungen, die im 
Rahmen der Prüfungsordnung vom 1. Oktober 2004

erworben wurden

a) Grundsätze7

1. Die Module Pol-M1, Pol-M2, Pol-M3, Pol-M4,
Pol-M5, Pol-M8, Soz-E1, Soz-St1, Soz-St2, 
Pol-M10, Pol-M11, Pol-M12, Pol-M13 und 
Pol-M14 werden durch die gleichnamigen Mo-
dule der Prüfungsordnung vom 1. Oktober 2004
ersetzt (d.h. die Anerkennung als Äquivalent er-
folgt automatisch). Überschüssige Kreditpunkte
(wie sie bei Pol-M4, Pol-M5 und Pol-M8 auftre-
ten) werden auf Antrag an den Prüfungsaus-
schuss auf den WPF2 angerechnet.

2. Wenn das Modul Pol-M8 (alt) noch nicht abge-
schlossen wurde, kann Pol-M8 auf Antrag durch
eine weitere Lehrveranstaltung aus dem WPF1,
in der eine GPL erbracht wird, ersetzt werden.

3. Das Modul Pol-M6 kann auf Antrag durch das
Modul Pol-M7 (alt) oder Pol-M9 (alt) oder Pol-
M12 ersetzt werden oder wahlweise auch als un-
benotetes Modul in das Bachelor-Zeugnis einge-
hen. Voraussetzung für alle vier Optionen ist,
dass der/die Studierende die Prüfungsvorleis-
tungen im Modul Pol-M4 (alt) bereits erbracht
hat. Entscheidet sich ein/e Studierende/r dafür,
Pol-M6 durch Pol-M12 zu ersetzen, muss er/sie
ein weiteres Modul im WPF1 belegen und ab-
schließen.

4. Das Modul Pol-M7 kann auf Antrag durch das
Modul Pol-M7 (alt) oder das Modul Pol-M9 (alt)
ersetzt werden.

5. Werden die abgeschlossenen Module Pol-M7
(alt) und Pol-M9 (alt) nicht als Äquivalent für
Pol-M6 oder Pol-M7 angerechnet, so können sie
auf Antrag auch für den WPF2 verwendet wer-
den oder ganz unberücksichtigt bleiben.

6. Fehlversuche bei Prüfungen im Rahmen von
Pol-M7 (alt) oder Pol-M9 (alt) reduzieren die An-
zahl der möglichen Wiederholungsprüfungen in
Pol-M6 und Pol-M7 nicht.

7. Studierende, die zum Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens dieser Prüfungsordnung den ersten Teil
eines mehrteiligen (d.h. mehrere Lehrveranstal-
tungen umfassenden) Moduls bereits absolviert
haben, können das Modul auf Antrag gemäß
den Vorgaben der Prüfungsordnung vom 1. Ok-
tober 2004 abschließen und sich wie vorstehend
beschrieben anrechnen lassen.

7 Wo der Zusatz „(alt)“ fehlt, ist immer das Modul der neuen PO ge-
meint.
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